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ten Bedingungen (die Föderalisierung der Ukraine, ein 
autonomes Neurussland, eine Annullierung des Asso-
ziierungsabkommens) sind für Kiew jedoch momen-
tan nicht annehmbar. Der Präsident und die Regierung 
geraten unter starken öffentlichen Druck. Es entstehen 
heftige radikale Gefühle (die sich in einer wachsen-
den Unterstützung jener Parteien niederschlagen, die 
den Krieg befürworten und mit antirussischer Rhetorik 
agieren) und jeder mögliche Kompromiss mit Russland 
könnte zur Explosion der Unzufriedenheit führen. Ein 
Kompromiss zu den Bedingungen Russlands ist auch für 
die politischen und wirtschaftlichen Eliten der Ukraine 
nicht hinnehmbar, da er deren Position im Land ernst-
lich schwächen und sie de facto zu Bittstellern Russ-
lands degradieren würde (politisch wie wirtschaftlich).

In der gegenwärtigen Situation befindet sich Kiew 
in der Defensive und ohne Unterstützung des Westens 

wird es nicht in der Lage sein, die schwierige Situation 
in den Kämpfen im Osten des Landes, die Schwächung 
seiner Streitkräfte und die wirtschaftliche Krise zu meis-
tern. Die politische Priorität der ukrainischen Behörden 
ist es momentan, die für den 26. Oktober angesetzten 
Parlamentswahlen abzuhalten (da das derzeitige Parla-
ment zu effektivem Handeln nicht in der Lage ist). Die 
Ukraine wird sich deshalb weiterhin um so viel externe 
Unterstützung wie möglich bemühen; um möglichst zu 
verhindern, dass Russland und die Separatisten weitere 
Gebiete unter ihre Kontrolle bringen; um mit allen Mit-
teln zu versuchen, die Parlamentswahlen durchzufüh-
ren, und um jede Vereinbarung mit Russland hinaus-
zuzögern, die weitreichende Zugeständnisse erfordern 
würde (zumindest bis nach den Wahlen).
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Analyse

Der Waffenstillstand in der Ostukraine1

Von Rafał Sadowski, Agata Wierzbowska-Miazga, Warschau

Das Minsker Protokoll
Am 5. September haben Mitglieder der sogenannten 
Trilateralen Kontaktgruppe (bestehend aus der Ukraine, 
Russland und der OSZE) und der Separatisten ein Pro-
tokoll über einen Waffenstillstand in der Ostukraine 
unterzeichnet (s. Minsker Protokoll auf S.  7). Die 
Vereinbarung ist allgemeiner Natur und besteht aus 
zwölf kurzen Punkten. Sie beziehen sich auf techni-
sche Fragen im Zusammenhang mit der Einstellung 
der Kampfhandlungen und auf eine politische Eini-
gung im Ukrainekonflikt.

Durch die Vereinbarung ist die Intensität der Kämpfe 
in der Ostukraine deutlich zurückgegangen. Obwohl 
die ukrainische Seite die Separatisten und die russischen 
Truppen beschuldigt, vom Beginn des Waffenstillstands 

1	 Dieser Artikel ist die gekürzte Version eines Artikels, den 
das Zentrum für Osteuropastudien (OSW) in Warschau am 
10.09.2014 auf seiner Webseite veröffentlicht hat. Die Redaktion 
der Ukraine-Analysen dankt für die Erlaubnis zum Nachdruck.

bis zum Morgen des 9. September 89 Angriffe auf ukrai-
nische Kräfte, bei denen vier Soldaten getötet wurden, 
geführt zu haben, erkennt sie die Einhaltung des Waf-
fenstillstands offiziell an. Präsident Poroschenko gab 
am 10. September bekannt, laut ukrainischem Geheim-
dienst hätten 70 Prozent der russischen Militärkräfte 
das Territorium der Ukraine verlassen. Auch Moskau 
gibt an, dass der Waffenstillstand im Großen und Gan-
zen respektiert wird und dass sämtliche der Zwischen-
fälle von ukrainischen Streitkräften provoziert wurden, 
die Kiew nicht unter Kontrolle hatte.

Die Kalkulationen der Ukraine
Die von regulären russischen Truppen unterstützten 
erfolgreichen Militäroffensiven der Separatisten im 
August und Anfang September haben die ukrainische 
Seite zur Unterzeichnung der Vereinbarung gezwun-
gen. Die Kämpfe gingen mit schweren Verlusten bei den 
ukrainischen Truppen einher, die zudem in unterlegene 

http://www.osw.waw.pl/en/publikacje/analyses/2014-09-10/ceasefire-eastern-ukraine


UKRAINE-ANALYSEN NR. 136, 17.09.2014 6

Stellungen gerieten (einige Einheiten wurden umstellt, 
beispielsweise in Ilowaisk, Debalzewe und Malomiko-
laiwka, südwestlich von Luhansk, und am Donezker 
Flughafen; einige ihrer Versorgungslinien wurden unter-
brochen; zusätzlich mussten Einheiten abgelöst wer-
den, die sich bereits seit mehreren Monaten im Kampf 
befunden hatten). Es ist offensichtlich geworden, dass 
die ukrainischen Streitkräfte derzeit nicht in der Lage 
sind, die militärische Kontrolle, die sie über Teile des 
Donbass verloren haben, zurückzuerlangen.

Durch die Unterzeichnung der Vereinbarung von 
Minsk versucht die ukrainische Regierung, eine Lösung 
des Konflikts mit politischen Mitteln zu erwirken, die 
sich zu ihren Gunsten auswirkt. Auch wenn es keine 
realistischen Aussichten gibt, die Kontrolle über die in 
dem Konflikt verlorenen Regionen wirklich wiederzu-
erlangen, liegt es in Kiews Interesse, die Situation in 
den Regionen, die an die von den Separatisten kontrol-
lierten Gebiete angrenzen, zu stabilisieren. Aus militä-
rischer Sicht verschafft ein Waffenstillstand der ukrai-
nischen Seite Zeit, ihre Truppen umzugruppieren und 
neu zu bewaffnen und die im Osten kämpfenden Trup-
pen durch neue Einheiten zu verstärken.

Für Präsident Poroschenko sind die bereits für den 
26. Oktober angesetzten Parlamentswahlen von ent-
scheidender Bedeutung. Sie werden die Konstituierung 
eines stabilen Parlaments und die Bildung einer stabilen 
Regierung ermöglichen, die das Land in der Situation 
der schweren Krise leiten können. Eine Fortführung des 
Krieges würde die militärische Schwäche der Ukraine 
immer deutlicher machen und wäre für den Präsidenten 
mit hohen Kosten verbunden. Er würde dadurch auch 
unter immer stärkeren Druck geraten, das Kriegsrecht 
auszurufen, wodurch die Abhaltung von Wahlen for-
mal unmöglich würde.

Die Kalkulationen Russlands
Für Russland ist eine Fortführung der Militäroperatio-
nen mitsamt der Notwendigkeit, den Donbass zu beset-
zen und in andere Regionen der Ukraine vorzustoßen, 
nicht das bevorzugte Szenario, obwohl es militärisch 
möglich wäre. Ein solcher Schritt brächte hohe mili-
tärische Verluste mit sich. Es wird immer schwieriger, 
die Verluste unter den russischen Soldaten zu verber-
gen; sie beginnen, die russische Öffentlichkeit in Sorge 
zu versetzen, und könnten sich so negativ auf Wladi-
mir Putins Unterstützung auswirken. Die Eskalation 
des Konflikts und besonders jeder Versuch, ihn über 
den Donbass hinaus auszuweiten, würde auch stärkere 
Widerstände und stärkere Gegenwehr in der ukraini-
schen Öffentlichkeit hervorrufen.

Mit einer Fortführung des Krieges würde sich Russ-
land außerdem negative internationale Konsequenzen 

bescheren, vor allem in Form des Risikos weiterer Sank-
tionen. Einstweilen hofft es, den Westen darin zu bestär-
ken, Druck auf Poroschenko auszuüben, damit dieser 
die russischen Bedingungen akzeptiert, um die Situa-
tion friedlich zu lösen.

Eine Einschätzung der Vorteile beider Seiten
Angesichts des Ausmaßes ihrer militärischen Niederlage 
stellen sich die Inhalte des Minsker Protokolls insgesamt 
als ziemlich günstig für Kiew dar, sollten sie zur Gänze 
eingehalten werden. Die Ukraine hat einen Waffenstill-
stand erreicht, der ihr Zeit verschafft und – was von 
erheblicher öffentlicher Bedeutung ist – den Austausch 
von Kriegsgefangenen ermöglicht (nach ukrainischen 
Angaben wurden bis zum 9. September 648 der etwa 
1.200 Kriegsgefangenen befreit). Kiew hat die Legiti-
mität der selbsternannten separatistischen »Volksrepu-
bliken« Donezk und Luhansk nicht anerkannt (sie sind 
in dem Dokument nicht einmal erwähnt), obwohl das 
Protokoll das erste Dokument ist, das die Unterschriften 
von Vertretern der Ukraine und der Separatisten trägt.

Nicht eine einzige Hauptforderung der russischen 
Seite zählt zu den Maßnahmen der Minsker Verein-
barung; diese sieht zum Beispiel keinen Rückzug der 
ukrainischen Truppen aus dem Donbass vor und keine 
Garantie für eine Föderalisierung der Ukraine. Aus rus-
sischer Sicht ist es jedoch von entscheidender Bedeu-
tung, dass die Vereinbarung einen Weg zu einem Dia-
log über eine politische Lösung des Konflikts und die 
Zukunft der Ukraine eröffnet. Die Anbahnung dieses 
Wegs ist für Russland ein Element seiner Politik der klei-
nen Schritte in Richtung der politischen Unterordnung 
der Ukraine unter Moskau oder zumindest der Stellung 
von Bedingungen, die eine komplette Wiederherstellung 
des Staates oder jegliche Entwicklung in Richtung einer 
europäischen Integration verhindern. Dass die Verein-
barung angenommen wurde, während in Newport der 
Nato-Gipfel empfangen wurde und sich die Europäi-
sche Union darauf vorbereitete, die Sanktionen gegen 
Russland auszuweiten, kam Moskau besonders zugute. 
Mit dem Waffenstillstand konnte der Kreml eine kon-
struktive Haltung in dem Konflikt demonstrieren und 
damit ein erfolgreiches Argument gegen seine westli-
chen Gegner anbieten, die für eine härtere politische 
Linie von EU und Nato gegenüber Russland eintreten.

Perspektiven
Die Minsker Vereinbarung wird den Konflikt nicht been-
den. Ihre vage und allgemein gehaltenen Aussichten las-
sen für beide Seiten je nach ihren politischen Bedürfnissen 
viel Interpretationsspielraum frei. Russland wird die Ver-
einbarung nutzen, um die von ihm vorgesehenen Lösun-
gen stärker durchzusetzen, besonders die Anerkennung 
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der Legitimität der Separatisten und den zukünftigen 
internationalen Status sowie das zukünftige internatio-
nale föderale System der Ukraine. Das könnte sich an den 
lauter werdenden Forderungen der Separatisten nach voll-
ständiger Unabhängigkeit von der Ukraine zeigen sowie 
an Russlands Bemühungen, die Idee eines neutralen Sta-
tus der Ukraine, den Russland, die wichtigsten EU-Län-
der und die USA garantieren, international zu forcieren.

In einem Versuch, die politische Krise im Sinne der 
eigenen Interessen zu lösen, hat Russland eine Rückkehr 
zu Militäraktionen für den Fall angedeutet, dass keine 
politischen Erfolge eintreten. Momentan ist es jedoch 
wahrscheinlicher, dass (pro-)russische Kräfte den Waf-
fenstillstand systematisch verletzen, wenn auch in gerin-
gem Maße. Das soll als Druckmittel gegen die Behörden 
in Kiew eingesetzt werden und Präsident Poroschenko 
im Vorfeld der zeitig angesetzten Parlamentswahlen im 
Oktober politisch diskreditieren und schwächen.

Kiews Aktionen werden von der Politik abhängen, 
für die sich Russland entscheidet. Für die Ukraine sind 
die Parlamentswahlen am wichtigsten; dementspre-
chend wird sie eine Eskalation der Militäraktionen zu 
verhindern suchen. Gleichzeitig ist es unwahrscheinlich, 
dass sich die ukrainische Regierung im Vorfeld der Wah-
len für weitere Konzessionen gegenüber Russland und 
den Separatisten entscheiden wird. Die Ukraine wird 
ihre Streitkräfte im Osten des Landes stärken, um den 
momentanen Stand der Besatzung aufrechterhalten zu 
können. Unterdessen wird Kiew versuchen, Russland 
in langwierige politische Verhandlungen zu verwickeln, 
in denen es jegliche Lösung verweigert, die nicht in sei-
nem Interesse liegt. Parallel dazu wird es versuchen, den 
negativen Einfluss der prorussischen Separatisten auf 
den Rest der Ukraine zu begrenzen.
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Dokumentation

Minsker Protokoll vom 5. September 2014

Protokoll der Ergebnisse der Konsultationen der Dreiseitigen Kontaktgruppe bezüglich 
gemeinsamer Schritte gerichtet auf die Umsetzung des Friedensplans des Präsidenten der 
Ukraine P. Poroschenko und der Initiativen des Präsidenten Russlands W. Putin
[Text nur im russischen Original verfügbar, inoffizielle Übersetzung für die Ukraine-Analysen]

Ausgehend von den Ergebnissen der Begutachtung und Diskussion der Vorschläge, die von den Teilnehmern der Kon-
sultationen in Minsk am 1. September 2014 eingebracht wurden, hat die Dreiseitige Kontaktgruppe bestehend aus Ver-
tretern der Ukraine, der Russischen Föderation und der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
ein Einverständnis erreicht bezüglich der Notwendigkeit der Umsetzung folgender Schritte:
1.	 Gewährleistung eines sofortigen beidseitigen Waffenstillstandes.
2.	 Gewährleistung der Überwachung und Überprüfung des Waffenstillstands durch die OSZE.
3.	 Durchführung einer Dezentralisierung der Macht, u. a. durch die Verabschiedung des ukrainischen Gesetzes 

»Über die befristete Ordnung der lokalen Selbstverwaltung in bestimmten Bezirken der Regionen Donezk und 
Luhansk« (Gesetz über den besonderen Status).

4.	 Gewährleistung einer permanent aktiven Überwachung der ukrainisch-russischen Staatsgrenze und ihre Überprü-
fung von Seiten der OSZE durch die Schaffung einer Sicherheitszone in den grenznahen Gebieten der Ukraine 
und der RF [Russischen Föderation].

5.	 Unverzügliche Freilassung aller Geiseln und gesetzwidrig festgehaltenen Personen.


